
AN 9 E 13.30363

Verwaltungsgericht Ansbach 

Beschluss vom 05.06.2013

T e n o r

1. Der Antrag wird abgelehnt.

2. Der Antragsteller trägt die Kosten des Verfahrens.

Gerichtskosten werden nicht erhoben.

3. Der Gegenstandswert beträgt 1.500,00 EUR.

G r ü n d e

I.

Der Antragsteller, ein nach eigenen Angaben am ... geborener syrischer Staatsangehöriger, begehrt vorläufigen 

Rechtsschutz in Bezug auf eine am .... Juni 2013 drohende Zurückschiebung nach Bulgarien.

Der  Antragsteller  reiste  am  ...2013  illegal  mit  dem  PKW,  aus  Österreich  kommend,  über  den  ehemaligen 

Grenzübergang „...“ auf der BAB ... in die Bundesrepublik Deutschland ein und wurde nach einer polizeilichen  

Kontrolle an der Rastanlage ... durch die Bundespolizeiinspektion ... vorläufig festgenommen. In der Beschuldig-

tenvernehmung gab der Antragsteller an, auf seiner Flucht aus seinem Heimatland Syrien habe er in Bulgarien 

einen Asylantrag gestellt und durchlaufe dort ein Asylverfahren. Seinen Asylantrag in Bulgarien nehme er aber 

hiermit zurück. Er habe zu seiner Schwester nach ... fahren wollen. Grund seiner Reise sei, dass er ein ruhiges 

Leben führen wolle, weil in Syrien Krieg herrsche.

Eine EURODAC-Anfrage ergab, dass der Antragsteller in Bulgarien am .... März 2013 Asylantrag gestellt hatte.  

Das Amtsgericht ... hat auf Antrag der Bundespolizeiinspektion ... vom 7. Mai 2013 mit Beschluss vom selben Tag 

die vorläufige Freiheitsentziehung spätestens bis zum Ablauf des 31. Mai 2013 angeordnet.

Am 10. Mai 2013 stellte das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) ein Wiederaufnahmegesuch an 

Bulgarien, das am 23. Mai 2013 angenommen wurde.

Mit beim Bundesamt am ... 2013 eingegangenem Schreiben stellte der Antragsteller Asylantrag. Weiter erklärte er, 

den  Asylantrag  mit  der  Maßgabe  zurückzunehmen,  dass  nur  noch  die  Feststellungen  des  Vorliegens  von 

Abschiebungshindernissen nach § 60 Abs. 1 bis 7 AufenthG begehrt würden. Dies gelte allerdings nur für den  

Fall, dass die bulgarischen Behörden, ihre Zuständigkeit für die Bearbeitung des Asylantrages erklärt hätten. Zur  

Begründung  seines  Vortrags  beziehe  er  sich  auf  die  Ausführungen  des  Verwaltungsgerichts  Frankfurt  im 

Beschluss vom 6. Juli 2011 (Az. 7 L 1604/11.F.A.).
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Mit  Schreiben  vom  17.  Mai  2013  teilte  das  BAMF  dem  Antragsteller  mit,  dass  sein  Asylantrag  nicht  in 

Behandlung genommen werde, das Asylgesuch sei vielmehr an die Bundespolizei zu richten, da seine Zurück-

schiebung nach Bulgarien zu erwarten sei.  Für den Fall,  dass Bulgarien seine Übernahme ablehne, würde er 

gemäß § 18 Abs. 1 AsylVfG an die zuständige Aufnahmeeinrichtung weitergeleitet und sein Asylgesuch dann 

gemäß § 20 Abs. 3 AsylVfG an die zuständige Aufnahmeeinrichtung übermittelt werden.

Im  Schreiben  des  BAMF  vom  27.  Mai  2013  an  den  Antragsteller  ist  ausgeführt,  dass  Bulgarien  dem 

Wiederaufnahmeersuchen des Bundesamtes vom 23. Mai 2013 zugestimmt habe und die zuständige Behörde in 

Kürze die Überstellung des Antragstellers nach Bulgarien veranlassen werde.

Die Überstellung ist am 6. Juni 2013 vorgesehen.

Mit Telefax seines Prozessbevollmächtigten vom ... 2013 ließ der Antragsteller Eilantrag nach § 123 VwGO gegen 

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das BAMF, stellen und beantragen:

1. Die Bundesrepublik Deutschland zu verpflichten, für den Antragsteller ein Asylverfahren durchzuführen.

2. Hilfsweise der Bundesrepublik Deutschland aufzugeben, das Verfahren zur Zuerkennung der Flüchtlings-
eigenschaft nach § 60 Abs. 1 bis 7 AufenthG durchzuführen.

3. Der Bundesrepublik Deutschland zu untersagen, den Antragsteller aus der Bundesrepublik Deutschland in 
die Republik Bulgarien zu verbringen.

Zur Begründung trug der Antragsteller vor, er sei syrischer Staatsangehöriger und flüchtiger Offizier der syrischen 

Armee. Er sei am ...2013 in die Bundesrepublik Deutschland eingereist und habe, nachdem er zum Zwecke der  

Zurückschiebung nach Bulgarien in Gewahrsam genommen worden sei, seine Anerkennung als Asylberechtigter 

beantragt. Er habe jedenfalls zeitnah mit diesem Asylantrag, oder jedenfalls am heutigen Tage, sein Asylbegehren 

für den Fall der Zuständigkeit eines anderen Mitgliedslandes der EU zur Durchführung eines etwaigen Asyl-

verfahrens auf die Geltendmachung von Abschiebungsschutz beschränkt. Er verfüge über familiäre Kontakte zu 

seiner in ... lebenden Schwester, die deutsche Staatsangehörige sei. Er sei in einem Maße traumatisiert, welche das  

Krankheitsbild einer posttraumatischen Belastungsstörung nach ICD 10 erreiche. Am gestrigen Tage habe er in 

der  Haftanstalt  in  ...  einen Suizidversuch unternommen.  Es werde  auf eine von der zuständigen Flüchtlings-

betreuerin  gegenüber  dem  Gericht  noch  abzugebende  Erklärung  Bezug  genommen.  Die  Bundesrepublik  

Deutschland sei für die Durchführung des Asylverfahrens zuständig. Die Voraussetzungen des Art.  15 Abs.  1 

Dublin-II-Verordnung seien gegeben. Die Bundesrepublik Deutschland sei weiterhin für die Durchführung des 

Verfahrens zuständig, weil der Antragsteller unter den gegebenen Voraussetzungen nur noch Abschiebungsschutz  

geltend machen werde. Auf die Entscheidung des Verwaltungsgerichts Frankfurt vom 6. Juli 2011 (a.a.O.) werde  

Bezug genommen. Eine Entscheidung des Bundesamtes liege noch nicht vor.

In den Behördenakten der JVA ... ist folgender Vermerk enthalten: „4. Juni 2013, 6:30 Uhr, Selbstverletzung mit  

Rasierklinge durch lange stark blutende Schnitte an beiden Beinen (mit Papier abgedeckt und Hose)“.
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Auf eine Anfrage der Bundespolizeiinspektion ... an die JVA ... wegen der Durchführung einer Flugreisetauglich-

keitsuntersuchung vermerkte eine Anstaltsärztin der JVA ... am 5. Juni 2013 handschriftlich, der Antragsteller sei  

derzeit  flug-  und  reisetauglich.  Bei  einer  telefonischen  Nachfrage  des  Gerichts  am  5.  Juni  2013  bei  der 

unterzeichnende Ärztin hat diese erklärt, soeben die Flug- und Reisetauglichkeit des Antragstellers gegenüber der  

Bundespolizeiinspektion ... per Telefax bestätigt zu haben.

Die Antragsgegnerin hat keinen Antrag gestellt.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichtsakte verwiesen.

II.

Der Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz bleibt im Ergebnis ohne Erfolg.

1. Aus den im Antragsschriftsatz des Antragstellervertreters formulierten Anträgen ist klar ersichtlich, dass es dem 

Antragsteller in erster Linie darum geht, die unmittelbar bevorstehende Zurückschiebung nach Bulgarien am ....  

Juni  2013  zu  verhindern.  Sein  Antrag  ist  daher  entsprechend  umfassend  dahingehend  auszulegen,  dass  der 

Antragsgegnerin  (Rechtsträgerprinzip  §  78  Abs.  1  Nr.1  VwGO  entsprechend),  vertreten  durch  die  Polizei-

direktion ... bzw. vertreten durch das BAMF, vorläufig untersagt wird, den Antragsteller nach Bulgarien zu über-

stellen  und  dementsprechend  die  zuständigen  Behörden  der  Antragsgegnerin  (Bundespolizeidirektion  bzw. 

BAMF), die in ihrem Zuständigkeitsbereich liegenden zur Zweckerreichung erforderlichen Maßnahmen zu treffen 

haben.

2. Der entsprechend ausgelegte Antrag auf Gewährung von Eilrechtschutz hat keinen Erfolg. Dies ergibt sich  

bereits aus der gesetzlichen Regelung des § 34 a Abs. 2 AsylVfG, wonach einstweiliger Rechtsschutz nach § 80 

VwGO oder nach § 123 VwGO nicht statthaft ist, wenn der betroffene Ausländer in einen sicheren Drittstaat (§ 26  

a  AsylVfG)  oder  in  einen  für  die  Durchführung  des  Asylverfahrens  zuständigen  Staat  (§  27  a  AsylVfG) 

abgeschoben werden soll.

2.1 Bulgarien ist Mitgliedsstaat der Europäischen Union und insofern sicherer Drittstaat (Art. 16 a Abs. 2 Satz 1 

GG, § 26 a Abs. 2 AsylVfG). Darüber hinaus ergibt sich auch eine Zuständigkeit Bulgariens nach § 27 a AsylVfG 

i.V.m. den Vorschriften der Dublin-II-Verordnung (Verordnung (EG) Nr. 343/2003).

2.2 Vorliegend handelt es sich zwar nicht um eine Abschiebung nach § 34 a Abs. 1 AsylVfG, sondern um eine  

Zurückschiebung, die ihre  Rechtsgrundlage in  § 18 Abs. 3 AsylVfG findet.  Zurückschiebungen in Mitglieds-

staaten der Dublin-II-Verordnung unterliegen dabei aber denselben Einschränkungen wie sie für Abschiebungs-

anordnungen nach § 34 a Abs. 1 und 2 AsylVfG gelten (VG Ansbach, Urteil vom 29.5.2013, AN 11 K 13.30197).  

Die Übertragung des Regelungsgehaltes des § 34a Abs. 2 AsylVfG auf die Fälle der Zurückweisung und Zurück-

schiebung (§ 18 Abs. 2 und 3 AsylVfG) ergibt sich im Wege eines Erst-Recht-Schlusses. Denn hierbei geht es um 

dieselben Rechtsfragen wie im Falle des § 34a AsylVfG und zudem während eines noch weniger verfestigten Auf-

enthalts des Ausländers. Es wäre geradezu sinnwidrig unter solchen Umständen umfangreicheren Rechtsschutz zu  
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gewähren als nach § 34 a AsylVfG (BayVGH, Beschluss vom 28.10.1993, 24 CE 93.31582- juris Rdnr. 17).

Nach § 18 Abs. 3 AsylVfG ist ein Ausländer zurückzuschieben, wenn er von der Grenzbehörde im grenznahen 

Raum im unmittelbaren Zusammenhang mit einer unerlaubten Einreise angetroffen wird und die Voraussetzungen 

des § 18 Abs. 2 AsylVfG vorliegen. Die Zurückschiebung ist eine gegenüber einer Abschiebung vereinfachte 

Aufenthaltsbeendigung. Die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 18 Abs. 2 Nr. 2 AsylVfG liegen vor. Nach 

dieser Vorschrift ist der Ausländer zurückzuschieben, wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass ein anderer Staat  

auf  Grund  von  Rechtsvorschriften  insbesondere  der  Europäischen  Gemeinschaft  für  die  Durchführung  des 

Asylverfahrens zuständig ist und ein Auf- oder Wiederaufnahmeverfahren eingeleitet wird. Die Modalitäten der 

Übernahme durch Drittstaaten sind insbesondere in der Dublin-II-Verordnung geregelt. Vorliegend hat Bulgarien 

die Übernahme des Antragstellers erklärt.

2.3 Der Antragsteller kann sich auch nicht unter Verweis auf die Rechtsprechung des VG Frankfurt (Beschluss 

vom 6.7.2011, Az.: 7111604/11.F.A – juris) darauf berufen, dass die Voraussetzungen für die Zurückschiebung 

nach Bulgarien auf der Grundlage der Dublin-II-Verordnung nicht mehr vorliegen. Insoweit hat der Antragsteller 

vorgetragen, er habe zwischenzeitlich seinen Asylantrag zurückgenommen und begehre nur noch Abschiebungs-

schutz. Eine Überstellung in einen anderen Mitgliedsstaat auf der Grundlage der Dublin-II-Verordnung könne 

somit nicht mehr erfolgen. Die in der Rechtsprechung kontrovers diskutierte Frage, ob durch eine Teilrücknahme 

des  Schutzersuchens  und  die  spätere  Beschränkung  des  Schutzersuchens  ausschließlich  auf  das  Gewähren 

subsidiären Schutzes bzw. auf das Feststellen eines Abschiebungsverbotes nach § 60 Abs. 2 bis 7 AufenthG die  

Dublin-II-Verordnung noch anwendbar ist, stellt sich bei der vorliegenden Fallkonstellation nicht.

Der Antragsteller hat sein Begehren bis zum entscheidungserheblichen Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung 

nicht  auf  das Gewähren subsidiären Schutzes beschränkt.  Nach der Legaldefinition des  Art.  2  c)  Satz  1 der 

Verordnung (EG) Nr. 343/2003 (sog. Qualifikationsrichtlinie) ist ein „Asylantrag“ im Sinne dieser Verordnung ein  

von einem Drittstaatsangehörigen gestellter Antrag, der als Ersuchen um internationalen Schutz eines Mitglieds-

staates im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention angesehen werden kann. Der Rechtsstellung als Flüchtling im 

Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention entspricht nach nationalem deutschen Recht ein Status nach § 60 Abs. 1 

AufenthG.  Der  Antragsteller  hat  in  seinem Schreiben  vom 14.  Mai  2013  ausdrücklich  die  Feststellung  der  

Voraussetzungen des § 60 Abs.  1 AufenthG beantragt.  Der Bevollmächtigte  des Antragstellers  hat  in  seinem 

Schreiben an das BAMF vom 5. Juni 2013 ebenfalls ausdrücklich ausgeführt, der Antragsteller nehme seinen 

Asylantrag mit  der  Maßgabe  zurück,  so  dass  nur  noch die  Feststellungen des  Vorliegens von Abschiebungs-

hindernissen nach § 60 Abs. 1 bis 7 AufenthG begehrt würden. Der Antragsteller verfolgt somit ausdrücklich mit  

seinem Schutzersuchen auch die Feststellung der Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 AufenthG. Ein Asylantrag im 

Sinne der Legaldefinition der Qualifikationsrichtlinie liegt somit vor.

Die Frage, ob der Antragsteller seinen Antrag auf Anerkennung als Asylberechtigter wirksam unter der Bedingung 

zurücknehmen konnte, dass die bulgarischen Behörden ihre Zuständigkeit für die Bearbeitung des Asylantrages 

erklärt haben, kann offen bleiben.
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Auch die in der Antragsschrift formulierten Anträge, die Bundesrepublik Deutschland im Wege des einstweiligen 

Rechtsschutzes  zu  verpflichten  ein  Asylverfahren  durchzuführen  (Nr.  1)  bzw.  hilfsweise  der  Bundesrepublik 

Deutschland  aufzugeben,  das  Verfahren  zur  Zuerkennung der  Flüchtlingseigenschaft  nach  § 60  Abs.  1  bis  7  

AufenthG  durchzuführen,  sprechen  gegen  eine  Beschränkung  des  Schutzersuchens  des  Antragstellers  auf 

ausschließlich subsidiären Schutz.

2.4 Eine – unbeschadet des eindeutigen Wortlauts der Vorschrift – verfassungskonforme Auslegung des § 34 a 

Abs.  2  AsylVfG zu Gunsten  des  Antragstellers  dahingehend,  dass ausnahmsweise einstweiliger  Rechtsschutz 

gewährt werden könnte bzw. müsste, kommt hier nicht in Betracht. Die Voraussetzungen für einen derartigen 

Ausnahmefall, wie sie sich aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (Urteil vom 14.5.1996, Az.: 2 

BVR 1938/93, juris) ergeben, liegen hier nicht vor. Insofern müsste der Antragsteller glaubhaft machen, dass sich 

auf Grund bestimmter Tatsachen aufdrängt, dass er in einer Art und Weise betroffen ist, die ihrer Eigenart nach  

nicht  vorweg  im Rahmen  des  Konzepts  normativer  Vergewisserung  von  Verfassungs-  oder  Gesetzes  wegen  

berücksichtigt werden konnte.

Insoweit hat der Antragsteller nichts vorgetragen. Er hat weder vorgebracht, dass die Mindeststandards bei der  

Behandlung von Asylbewerbern in Bulgarien allgemein nicht eingehalten werden, noch besteht dafür sonst ein 

konkreter  Anhalt  (vgl.  zum  Ganzen,  VG  Ansbach,  Beschluss  vom  15.2.2013,  Az.:  AN  9  E  13.30102;  VG 

Regensburg, Beschluss vom 20.8.2012, Az.: RN 9 S 12.30284; VG Regensburg, Beschluss vom 29.5.2013, Az.: 

RN 6 S 13.30200).

3.  In  der  Person des Antragstellers  liegen auch keine humanitären und persönlichen Gründe vor,  die  seinem 

Rechtsschutzbegehren zum Erfolg verhelfen könnten.

Diese Gründe sind im Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes nicht gemäß § 34 a Abs. 2 AsylVfG ausge -

schlossen. Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung vom 14. Mai 1996, Az.: 2 BVR 1938/93,2  

(zitiert nach juris, Rdnr. 180) folgendes ausgeführt:

„Art. 16 a Abs. 2 Satz 1 GG schließt gemäß seinem Wortlaut die Berufung auf das Asylgrundrecht gemäß Art. 16  

a  Abs.  1  GG aus.  Soll  der  Ausländer  in  einen  sicheren  Drittstaat  zurückgewiesen  werden,  kommen für  ihn 

entsprechend der inhaltlichen Reichweite des Art. 16 a GG auch die materiellen Rechtspositionen, auf die sich der 

Ausländer sonst gegen seine Abschiebung stützen kann (insbesondere § 51 Abs. 1, 53 AuslG) nicht in Betracht, 

soweit es sich um die … konkreten Gefahrenlagen im Drittstaat handelt. Nicht berührt werden hingegen die gegen 

den Vollzug einer Abschiebungsandrohung gerichteten humanitären und persönlichen Gründe, die zur Erteilung 

einer Duldung gemäß § 55 AuslG führen.

Die mit dem Vollzug der Abschiebung betraute Behörde –in der vorliegenden Fallgestaltung die Bundespolizei (§  

71 Abs.3 AufenthG) - hat von Amts wegen in jedem Stadium der Durchführung der Abschiebung tatsächliche 

Vollstreckungshindernisse zu beachten und ggf. durch ein vorübergehendes Absehen von der Abschiebung oder 

durch eine entsprechende tatsächliche Gestaltung der Abschiebung abzuwehren (BVerfG, B.v. 26.2 1998, 2 BvR 
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185/98 –juris).

Der Antragsteller hat sich am 4. Juni 2013 in der JVA ... mit einer Rasierklinge lange stark blutende Schnitte an  

beiden Beinen zugefügt, am 5. Juni 2013 konnte er in die JVA ... verschubt werden. Die zuständige Ärztin der JVA 

... hat auf eine Anfrage der Bundespolizeidirektion ... vom 28. Mai 2013 wegen der am .... Juni 2013 geplanten  

Zurückschiebung nach Bulgarien die Flug- und Reisetauglichkeit des Antragstellers per Telefax am 5. Juni 2013 

bestätigt.

Aus den Akten ergeben sich für das Gericht keine Anhaltspunkte dafür, dass aus medizinischer Sicht Bedenken 

hinsichtlich  der  Flug-  und  Reisetauglichkeit  des  Antragstellers  bestehen,  dass  wegen  der  Selbstverletzung 

medizinisch weiterer Behandlungsbedarf besteht oder eine Suizidgefahr tatsächlich vorliegt. Nach Aussage der 

zuständigen Ärztin der JVA ...  kann wegen der Art der zugefügten Verletzungen an den Beinen und nicht an  

lebensbedrohlichen Stellen  der  Begriff  des Suizidversuchs  nicht  bestätigt  werden.  Der Antragsteller  hat  zwar 

vorgetragen, dass bei ihm das Krankheitsbild einer posttraumatischen Belastungsstörung vorliege, dies aber durch 

keine weiteren Informationen, Belege, ärztliche Atteste oder ähnliches konkretisiert und glaubhaft gemacht. Auch 

angesichts der wegen der unmittelbar bevorstehenden Zurückschiebung bestehenden hohen Eilbedürftigkeit seiner 

Antragstellung im vorliegenden Rechtsschutz und der deshalb gegebenenfalls geringer anzusetzenden Anforde-

rungen an eine entsprechende Glaubhaftmachung, hätte er seinen Vortrag jedenfalls näher substantiieren müssen,  

z.B. durch Schilderung seiner Krankheitssymptome, den Krankheitsverlauf, eventuelle ärztliche Behandlungen 

usw. Eine Behandlungsbedürftigkeit hat der Antragsteller aber selbst nicht vorgetragen.

4.  Gründe,  die ein Selbsteintrittsrechts Deutschlands nach Art.  3 Abs.  2 i.V.m. Art.  15 Abs. 2 der  Dublin-II-

Verordnung rechtfertigen könnten, hat der Antragsteller nicht ausreichend glaubhaft gemacht. Er hat u.a. schon 

nicht  substantiiert  vorgetragen,  an  einer  schweren  Krankheit  zu  leiden  (s.o.)  und  er  hat  auch  nicht  darauf 

verwiesen, auf die Unterstützung einer anderen Person angewiesen zu sein. Ärztliche Befunde, die Anhaltspunkte  

für das Vorliegen der tatbestandlichen Voraussetzungen geben würden, liegen nicht vor.

5.  Soweit  der  Antragsteller  im Rahmen  des  vorläufigen  Rechtsschutzes  die  Verpflichtung  der  Beklagten  zur 

Durchführung eines Asylverfahrens bzw. die Feststellung der Voraussetzungen nach § 60 Abs. 1 bis 7 AufenthG 

beantragt hat, sind diese Anträge unzulässig und einer Klärung im vorliegenden Eilverfahren nicht zugänglich 

(Vorwegnahme der  Hauptsache).  Insoweit  fehlt  es  auch  an  der  Glaubhaftmachung  eines  Anordnungsgrundes 

sowie eines Anordnungsanspruches im Sinne des § 123 VwGO.

7. Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 161 Abs. 1, 154 Abs. 1 VwGO. Gerichtskosten werden gemäß § 83 b  

AsylVfG nicht erhoben.

Der Gegenstandswert folgt aus § 30 Satz 2 RVG.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 AsylVfG).
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